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Liebe Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 

Am Mittwoch, 2. Dezember 2026, 20.00 Uhr, findet in der Mehrzweckhalle Seehalde, Mettmen-
hasli, die nächste Gemeindeversammlung statt.  

Der Gemeinderat hat folgende Traktandenliste festgelegt: 
 
 
1. Werk-/Feuerwehrgebäude, Dach- und Fassadensanierung inkl. Photovoltaikanlage 

Projektgenehmigung und Kreditfreigabe Seite   4 

2. Ausbau/Erneuerung Gemeindehaus, Freigabe Planungskredit Seite   8 

3. Genehmigung Budget 2027 und Festsetzung Steuerfuss  
der politischen Gemeinde Niederhasli Seite 16 

 
 
Aktenauflage 
Die Akten liegen seit Mittwoch, 4. November 2026, während der Schalteröffnungszeiten bei der 
Gemeindeverwaltung, Dorfstrasse 17, 8155 Niederhasli, Abteilung Präsidiales, Büro Nr. 14, zur 
Einsicht auf.  
 
Anfragen 
Anfragen über Angelegenheiten der Gemeinde von allgemeinem Interesse (Anfragerecht gemäss 
§ 17 Gemeindegesetz), die spätestens zehn Arbeitstage vor der Versammlung schriftlich und unter -
zeichnet an den Gemeinderat Niederhasli, Dorfstrasse 17, 8155 Niederhasli, gerichtet werden, 
werden vom Gemeinderat schriftlich beantwortet und in der Versammlung bekannt gegeben. 
 
Stimmberechtigung 
An der Gemeindeversammlung der politischen Gemeinde Niederhasli sind alle Schweizerinnen 
und Schweizer stimmberechtigt, welche ihren politischen Wohnsitz in Niederhasli haben, das 
18. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht wegen dauernder Urteilsunfähigkeit unter umfas-
sender Beistandschaft stehen oder durch eine vorsorgebeauftragte Person vertreten werden. 
 
Rekursmöglichkeiten 
Mit Rekurs in Stimmrechtssachen kann innert fünf Tagen nach Publikation der Entscheide die 
Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte und ihre Ausübung gerügt werden. Der 
Rekurs gegen die Verletzung von Verfahrensvorschriften an der Gemeindeversammlung setzt 
voraus, dass diese an der Versammlung von irgendeiner stimmberechtigten Person gerügt wor-
den ist (§ 21a Abs. 2 VRG).  

Im Übrigen kann wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenügender Feststellung des 
Sachverhalts sowie Unangemessenheit der angefochtenen Anordnung innert 30 Tagen, von der 
Veröffentlichung an gerechnet, schriftlich Rekurs erhoben werden (§§ 19 und 20 VRG). 

In beiden Fällen ist das Rekursschreiben mit einem Antrag und dessen Begründung zu versehen 
und an den Bezirksrat Dielsdorf, 8157 Dielsdorf, zu richten.
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Mehrzweckhalle Seehalde 
Die Mehrzweckhalle befindet sich an der Seefeldstrasse 10 im Ortsteil Mettmenhasli. Die Mehr-
zweckhalle Seehalde ist rollstuhlgängig. 
 
Kontakt 
Bei Fragen rund um die Gemeindeversammlung steht Ihnen die Gemeindeverwaltung, Abteilung 
Präsidiales, gerne zur Verfügung (Tel.-Nr. 043 411 22 50 / gemeinde@niederhasli.ch). 
 
Beleuchtender Bericht 
Die Beleuchtenden Berichte zu Gemeindeversammlungen sowie auch Jahresrechnung und Bud-
get werden jeweils auch auf der Website der Gemeinde, www.niederhasli.ch, unter der Rubrik 
«Politik/Gemeindeversammlung» bzw. «Politik/Finanzen» aufgeschaltet. 

Wünschen Sie künftig die regelmässige Zustellung der Beleuchtenden Berichte per Post? Lassen 
Sie sich bei der Abteilung Präsidiales unter Angabe Ihrer Adresse in die Abonnenten-Liste eintra-
gen (Tel.-Nr. 043 411 22 50 / gemeinde@niederhasli.ch / www.niederhasli.ch – Online-Schalter). 
 
 
Niederhasli, 26. Oktober 2026 
Gemeinderat Niederhasli



Traktandum 1 
Werk-/Feuerwehrgebäude, Dach- und Fassadensanierung inkl. Photovoltaikanlage 
Projektgenehmigung und Kreditfreigabe 
 
 
Antrag  

Die Gemeindeversammlung, gestützt auf diesen Antrag des Gemeinderats und in Anwendung 
von Art. 15, Ziffer 4 der Gemeindeordnung, 

beschliesst: 

1. Für die Dach- und Fassadensanierung mit neuer Photovoltaikanlage auf den Dächern des 
Werk- und Feuerwehrgebäudes, Industriestrasse 20, Niederhasli, wird auf Basis des Projekts 
der AW Baumanagement AG, Dällikon, vom 19. Juni 2026 ein Verpflichtungskredit von brutto 
Fr. 1'750'000.– bewilligt. Die Kreditsumme erhöht oder vermindert sich entsprechend dem 
Baupreisindex zwischen der Aufstellung des Kostenvoranschlags (Preisbasis Mai 2026) und 
der Bauausführung. 

2. Die Ausgaben sind der Investitionsrechnung, Konto Nr. 0292.5040.01 zu belasten. 

3. Der Gemeinderat wird mit der Ausführung des Projekts beauftragt. Er wird ermächtigt, die 
erforderlichen Arbeiten im Rahmen des bewilligten Kredits zu vergeben, den Zeitpunkt der 
Ausführung des Projekts festzulegen und die zur Deckung der Baukosten erforderlichen 
 Mittel nötigenfalls auf dem Darlehensweg zu beschaffen. 

 
 
Weisung 

Ausgangslage 
Das Werk-/Feuerwehrgebäude an der Industriestrasse in Niederhasli wurde im Jahr 1982 erstellt. 
Die Fassaden wurden 2005 teilweise, die Flachdächer im Jahr 2003 vollständig saniert. Die Ölhei-
zung wurde letztmals im Jahr 2000 erneuert. Sie hat mit 25 Betriebsjahren die durchschnittliche 
Lebensdauer überschritten. Das System der Feuerwehrtore wurde im Jahr 2013 von manuell auf 
elektronisch umgestellt. Gemäss den vorliegenden Unterlagen befinden sich die meisten Fenster, 
die Werk- und Feuerwehrtore sowie Teile der Fassade noch im ursprünglichen Zustand aus dem 
Jahr 1982. 

Die Dokumentation der Infrarotbildaufnahmen vom 17. März 2026 zeigt ein klares Potenzial für 
energetische Optimierungen. Durch gezielte Sanierungsmassnahmen können der Energiever-
brauch deutlich reduziert, Kosten eingespart und der Gebäudewert nachhaltig gesteigert wer-
den. 

Im März 2026 hat der Gemeinderat die AW Baumanagement AG, Dällikon, beauftragt, die Pro-
jektierung der Dach- und Fassadensanierung mit einer neuen Photovoltaikanlage und dem 
Ersatz der Heizung durchzuführen. Die Dokumentation mit Grobschätzung der Baukosten wurde 
am 19. Juni 2026 fertig erstellt.
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Projektbeschrieb 

Mit Ausnahme des Tonnendachs beim Vorplatz sollen die Fassaden und Dächer saniert werden. 
Die Fenster sowie verschiedene Innen- und Aussentüren sollen ebenfalls erneuert werden. Die 
Feuerwehr- und Werktore sind zu ersetzen. Zudem soll der seitliche Eingangsbereich umgestal-
tet bzw. geschlossen werden. Damit die thermische Optimierung des Gebäudes auch im unteren 
Bereich wirksam ist, sollen zusätzlich die Decke über dem Untergeschoss sowie die Treppen -
häuser gedämmt werden. Zudem soll eine sinnvolle Regenwassersammlung zur allgemeinen 
Bewässerung geprüft werden.  

Da sich der Energiebedarf des Gebäudes durch diese Massnahmen an der Gebäudehülle und am 
Dach voraussichtlich deutlich reduzieren wird, soll der Ersatz der bestehenden Ölheizung zu 
einem späteren Zeitpunkt erfolgen. Nach der Sanierung soll zunächst der tatsächliche Energie-
verbrauch ermittelt werden, um die erforderliche Dimensionierung der neuen Heizanlage ent-
sprechend festlegen zu können. 

Geplant ist, die Sanierung im laufenden Betrieb durchzuführen. Dies in Absprache mit der Feuer -
wehr und dem Betrieb Werke. In der Grobkostenschätzung wurden nötige Überbrückungen, 
Provisorien etc. berücksichtigt.
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Kosten 

Der durch die AW Baumanagement AG, Dällikon, erarbeitete Kostenvoranschlag setzt sich wie 
folgt zusammen (Kostengenauigkeit +/- 25%, Preisstand Mai 2026): 

Bestandesaufnahmen, Baugrunduntersuchungen Fr.      15'000.– 
Räumungen, Terrainvorbereitungen Fr.      41'000.– 
Rohbau 1 (Baumeister, Einrichtung, Gerüste etc.) Fr.    202'500.– 
Rohbau 2 (Fenster, Türen, Tore, Sonnenschutz etc.) Fr.    948'000.– 
Elektroanlagen Fr.    311'000.– 
Sanitäranlagen Fr.      40'000.– 
Ausbau 2 (Baureinigung) Fr.        7'000.– 
Honorare Fr.    115'000.– 
Gartenanlagen Fr.        5'000.– 
Bewilligungen, Gebühren Fr.      10'000.– 
Versicherungen Fr.        5'500.– 
Reserve ca. 3% Fr.      50'000.– 

Total, inkl. MwSt. Fr. 1'750'000.– 
 
Die Bruttoaufwendungen für die beabsichtigte Dach- und Fassadensanierung, inkl. Photovoltaik -
anlage, sollen der Investitionsrechnung, Konto Nr. 0292.5040.01, belastet werden. Im Budget-
entwurf 2027 wurde vorsorglich ein Betrag von Fr. 1.7 Mio. eingestellt.  

Während die notwendigen Investitionen zur Sanierung der Dächer und Fassaden als gebundene 
Ausgaben gelten, beinhaltet das vorliegende Projekt mit der zusätzlich vorgesehenen Photo -
voltaikanlage, der Ladestationen, der Schliessung des seitlichen Eingangsbereichs sowie einer 
Regenwassernutzung auch neue Ausgaben. Da diese Aufwendungen mit einem Umfang von 
rund Fr. 350'000.– die Finanzbefugnisse des Gemeinderats gemäss Gemeindeordnung über-
schreiten, wird die Kreditfreigabe für diese Gesamtsanierung über die Gemeindeversammlung 
abgewickelt. 

Mit der geplanten Photovoltaikanlage, mit einer Leistung von ca. 218 kWp und einer Speicher-
batterie mit einer Kapazität von 80 kWh, soll ein wesentlicher Teil des benötigten Stroms künftig 
selbst produziert und genutzt werden. Dadurch können die Energiekosten des Gebäudes lang-
fristig reduziert werden. In den vergangenen Jahren wurden im Werk- und Feuerwehrgebäude 
durchschnittlich rund 20'000 kWh Strom pro Jahr verbraucht. 
 
Finanzierung/Folgekosten 

Die voraussichtlichen Bruttokosten des aktuell beantragten Kredits werden der Investitionsrech-
nung, Konto Nr. 0292.5040.01, belastet. Bei den Kapitalfolgekosten (Abschreibungen und Ver-
zinsung) dieses Projekts legt der Gemeinderat für die planmässigen Abschreibungen im Verwal-
tungsvermögen gemäss § 30 VGG den Mindeststandard fest. Für die Verzinsung der notwendigen 
Fremdmittel wird mit einem Zinssatz von 0.9% gerechnet. 

Baukosten – Nutzungsdauer 20 Jahre – Basis Fr. 1′750′000.– Fr.   87'500.– 
Zinsaufwand – Basis Fr. 1'750'000.– Fr.   15'750.– 

Kapitalfolgekosten Fr. 103'250.–
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Das Projekt generiert keine nennenswerten betrieblichen oder personellen Folgekosten. Es fallen 
lediglich die üblichen Unterhaltskosten im Rahmen des ordentlichen Betriebs an. Wie bereits 
erwähnt, können jedoch die Energiekosten langfristig reduziert werden. 

Es darf mit einem Subventionsbeitrag seitens des Bunds (Pronovo AG) von Fr. 50'000.– in Form 
einer Einmalvergütung gerechnet werden. 
 
Schlussbemerkungen 

Mit der geplanten Dach- und Fassadensanierung, inkl. Photovoltaikanlage, soll das Werk-/Feuer -
wehrgebäude energetisch und baulich nachhaltig verbessert und der bestehende Gebäudewert 
erhalten werden. Die vorgesehenen Massnahmen an der Gebäudehülle, den Fenstern, Türen 
und Toren sowie die Photovoltaikanlage tragen dazu bei, den Energieverbrauch langfristig zu 
reduzieren und die Nutzung des Gebäudes weiterhin sicherzustellen. Der Ersatz der bestehenden 
Ölheizung soll aufgrund des nach der Sanierung erwarteten tieferen Energiebedarfs zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen. Die Liegenschaftenkommission und der Gemeinderat empfehlen den 
Stimmberechtigten, das Projekt zu genehmigen und den notwendigen Kredit von Fr. 1.75 Mio. 
zu bewilligen.

 
Abschied der Rechnungsprüfungskommission 

Die Rechnungsprüfungskommission hat das Geschäft gemäss Gemeinderatsbeschluss und dem 
Antrag zuhanden der Gemeindeversammlung, in der Fassung vom 29. September 2026 bespro-
chen und aus finanzpolitischer Perspektive geprüft.  

Die Rechnungsprüfungskommission hat keine Einwendungen und unterstützt den Antrag des 
Gemeinderats. Daher empfiehlt die Rechnungsprüfungskommission der Gemeindeversamm-
lung, das Projekt «Werk-/Feuerwehrgebäude, Dach- und Fassadensanierung inkl. PV-Anlage» zu 
genehmigen und den Kredit in der Höhe von Fr. 1'750'000.– freizugeben. 
 
Rechnungsprüfungskommission Niederhasli 
12. Oktober 2026
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Traktandum 2 
Ausbau/Erneuerung Gemeindehaus 
Freigabe Planungskredit 
 
 
Antrag  

Die Gemeindeversammlung, gestützt auf diesen Antrag des Gemeinderats und in Anwendung 
von Art. 15, Ziffer 4 der Gemeindeordnung, 

beschliesst: 

1. Der Planungskredit im Rahmen von Fr. 460'000.– für den Ersatzneubau des Gemeindehauses 
Niederhasli wird basierend auf der Machbarkeitsstudie und Kostenberechnung der Basler & 
Hofmann AG vom 1. Juli 2026 genehmigt. 

2. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug der Planung beauftragt. 
 
 
Weisung 

Ausgangslage 
Das Gemeindehaus von Niederhasli wurde Ende der 1950er-Jahre an der Dorfstrasse errichtet 
und bestand damals aus einem zweistöckigen Hauptgebäude mit einem Anbau für die Feuerwehr. 
Als der Raum 1969 knapp wurde, sind die im Gemeindehaus untergebrachten Wohnräume in 
Büros für die Verwaltung umgenutzt worden. Anfang der 1980er-Jahre folgte die Planung für 
einen umfassenden Um- und Neubau, welcher im Januar 1985 bezugsbereit war. 

Mit dem Vereinigungsprozess zur Einheitsgemeinde und dem damit verbundenen Einzug der 
Primarschulverwaltung im Jahr 2007 sowie der umfassenden Reorganisation der Gemeindever-
waltung im Jahr 2012 wurden bisherige Mietverhältnisse mit Dritten sukzessive aufgelöst. 
Gleichzeitig ist die Bevölkerung von Niederhasli stark gewachsen. Im Zuge der genannten Gründe 
hat die Anzahl der im Gemeindehaus tätigen Mitarbeitenden stetig zugenommen und sich seit 
dem Jahr 2006 von damals 20 auf heute über 50 Personen mehr als verdoppelt. In den Jahren 
2021 und 2024 wurden zwei von drei Sitzungszimmern zu Büroräumen umgenutzt. Der als 
Doppel-Kindergarten genutzte Pavillon neben dem Gemeindehaus wurde zu einem Aufent-
haltsraum und einem Sitzungszimmer umgenutzt. Da mit dieser Massnahme der zusätzliche 
Raumbedarf übergangsweise gedeckt werden konnte, hat der Gemeinderat im Jahr 2021 einen 
ersten Investitionsbetrag für ein neues Gemeindehaus wieder aus dem Finanzplan gestrichen. 
Der 60 Jahre alte Pavillon ist mittlerweile abbruchreif. 

Das Gemeindehaus wurde stets gut unterhalten. Dennoch müsste es in den nächsten Jahren 
umfassend saniert werden. Auch in Bezug auf Funktionalität gibt es diverse Defizite, etwa im 
Bereich Sicherheit. Die heutige kleinteilige Raumaufteilung erschwert zudem effiziente Abläufe. 
Das Gemeindehaus stösst in Bezug auf Bau, Funktionalität und Platz an Grenzen. Dies lässt sich 
nicht mehr länger mit Notreparaturen, Improvisation oder Provisorien lösen. In der Überzeu-
gung, dass eine wachsende Gemeinde wie Niederhasli in Zukunft eine solide, zeitgemässe und 
funktionale Verwaltung verdient, hat der Gemeinderat im vergangenen Jahr Aufträge zur Erar-
beitung einer Machbarkeitsstudie für den Ausbau bzw. die Erneuerung des Gemeindehauses 
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sowie eines Raumprogramms für die Gemeindeverwaltung vergeben. Im Rahmen seiner Finanz-
kompetenzen hat der Gemeinderat auf Basis des Budgets bis heute Investitionskredite im Umfang 
von Fr. 146'000.– freigegeben. 
 
Baulicher Zustand 

Seit ihrer Erstellung in den 1950er-Jahren und 1980er-Jahren wurden die Gebäudeteile des 
Gemeindehauses nur partiell saniert. Heute besteht deshalb ein erheblicher Sanierungsbedarf, 
unter anderem beim Brandschutz, der Wärmeerzeugung, den Elektro- und Netzwerkinstallatio-
nen, den Sanitäranlagen, den Fenstern sowie auch bezüglich Sicherheit und barrierefreiem 
Zugang. Der vor fünf Jahren umgenutzte Pavillon ist nach einer Bestandeszeit von inzwischen 
über 60 Jahren mittlerweile abbruchreif. Aufgrund von Wassereintritten musste das Dach im 
 vergangenen Jahr notsaniert werden. Eine Instandsetzung wäre unverhältnismässig. 

Um die Frage zu klären, ob eine Sanierung und Erweiterung des Bestands sinnvoll ist, hat der 
Gemeinderat ergänzend zur Machbarkeitsstudie die professionelle Erfassung des baulichen 
Zustands in Auftrag gegeben. Der Bericht kommt zum Schluss, dass sich der Bau in einem alters-
entsprechend guten Zustand befindet, was insbesondere auf einen sehr pflichtbewussten Unter-
halt zurückzuführen ist. Dennoch besteht umfangreicher Instandsetzungsbedarf, sowohl kurz-, 
mittel- als auch langfristig. Handlungsbedarf besteht insbesondere bei den Elektro-, Heizungs-, 
Lüftungs- und Sanitäranlagen. Dringender Nachrüstungsbedarf zeigt sich bei der Klimatisierung 
und Hindernisfreiheit. Die Gebäudehülle entspricht zudem bezüglich Energieeffizienz nicht mehr 

Abb. 3: Situierung Gemeindehaus Niederhasli                                Rot: Projektperimeter 
(Quelle: geo.zh.ch)                                                                         1. Gemeindehaus 
                                                                                                     2. Pavillon Gemeindehaus
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dem heutigen Standard und müsste zusätzlich gedämmt werden. Im Laufe der Zeit hat das 
Gebäude ausserdem mehrere Eingriffe in der Statik erfahren. Es kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass bei einem Umbau Massnahmen zur Erdbebenertüchtigung notwendig werden. 

Da beim Pavillon mit Schadstoffen zu rechnen ist und beim Rückbau ein sachgemässer Umgang 
mit Schadstoffen gefordert sein wird, hat der Gemeinderat bei diesem Gebäude bereits in dieser 
Planungsphase anstelle der Zustandsanalyse eine Schadstoffuntersuchung angeordnet. 
 
Anforderungen Gemeindeverwaltung 

Das Gemeindehaus dient seit seiner Erstellung als administratives Zentrum der Behörden und 
der Verwaltung der politischen Gemeinde Niederhasli. Es beinhaltet heute Büroräume, Sitzungs-
zimmer und Schalteranlagen für die Verwaltungseinheiten Einwohnerdienste und Bestattungs-
amt, Finanzen und Steuern, Soziales und Zusatzleistungen, Geschäftsleitung und Präsidiales, 
Gesundheit und Sicherheit, Bau und Umwelt sowie für die Schulverwaltung. 

Die Anforderungen an die Behörden- und Verwaltungsorganisation haben sich in den vergan-
genen Jahrzehnten stark verändert. Sie sind umfangreicher und komplexer geworden. Gleich-
zeitig wird heute anders gearbeitet als noch vor 40 Jahren: Es braucht vermehrt Sitzungszimmer, 
Räume für konzentriertes Arbeiten sowie diskrete Besprechungs- und Beratungsräume. Die 
 heutige kleinteilige Raumaufteilung erschwert effiziente Abläufe. Neue, auch bei der Gemein-
deverwaltung praktizierte Arbeitsmodelle wie Homeoffice oder Online-Meetings haben in den 
vergangenen Jahren den Druck auf den Arbeitsplatzbedarf zwar leicht entschärft. Diverse 
Dienstleistungen sowie Aufgaben im Behörden- und Verwaltungsalltag bedürfen jedoch nach 
wie vor der Präsenz im Gemeindehaus, sei dies aus Gründen des Kundenbedarfs, der Vernet-
zung über die Abteilungsgrenzen hinweg oder der Wahrung der Teamkultur und des persön -
lichen Austauschs. 

Seit 1980 hat sich die Bevölkerung von Niederhasli zudem nahezu verdoppelt. Prognosen gehen 
davon aus, dass die Bevölkerungszahl bis im Jahr 2030 auf rund 11'800 und bis 2035 gar weiter 
bis auf 13'500 Einwohnerinnen und Einwohner ansteigen könnte. Die Verwaltung hat mit all 
diesen Entwicklungen in der Vergangenheit Schritt gehalten und will dies auch künftig tun. 

Mit der Machbarkeitsstudie, der Raumanalyse und den Zustandsanalysen wurden in den vergan-
genen Monaten die Grundlagen erarbeitet, um die weitere Planung in Angriff zu nehmen. Dabei 
wurde ein klarer Bedarf an optimierten Schaltersituationen zugunsten der Sicherheit der Mit -
arbeitenden sowie Zugang und Diskretion der Kundinnen und Kunden, einer grösseren Vielfalt 
an Sitzungszimmern für Behörden und Verwaltung, der Schaffung von Raumreserven sowie 
erhöhter Flexibilität ausgewiesen. 
 
Prozess 

Mit Einbezug aller Mitarbeitenden der Verwaltung wurde mittels Workshops und Umfragen ein 
Raumprogramm erarbeitet. Grundsatzfragen bezüglich aktueller und künftiger Anforderungen 
einer modernen Gemeindeverwaltung und dem diesbezüglichen Bedarf an Flächen und Funk-
tionen standen im Fokus dieser Analysearbeiten. Der auf Prinzipien von «New-Work» basierende 
Prozess wurde durch die days with us AG, Zürich, professionell begleitet.
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Die Machbarkeitsstudie hatte zum Ziel, basierend auf dem prognostizierten Raumbedarf der 
Verwaltung fundierte Lösungsansätze auf den beiden gemeindeeigenen Grundstücken Kat.-
Nrn. 480 und 481 aufzuzeigen. Die vom Gemeinderat eingesetzte Projektgruppe hat mit fach-
licher Unterstützung durch die Basler & Hofmann AG, Zürich, dabei die beiden Szenarien 
«Bestand/Anbau» und «Ersatzneubau» untersucht. Für beide Szenarien wurden Nutzungspläne 
erstellt, Kostengrobschätzungen berechnet und mögliche Terminpläne eruiert. Für beide Szena-
rien wurden die Anlagekosten unter Berücksichtigung einer Abweichung von +/- 25% auf rund 
Fr. 22 Mio. geschätzt. 

Bei beiden Szenarien ist der aus baurechtlicher Sicht pflichtige Neubau einer Unterniveaugarage 
mit vermietbaren Parkplätzen vorgesehen. Zudem ist geplant, die Mediothek der Gemeinde in 
die erweiterten und neuen Räumlichkeiten des Gemeindehauses zu integrieren. Damit verfolgt 
der Gemeinderat das Ziel, die gut frequentierte Mediothek mitten ins Dorfzentrum zu holen und 
entsprechend mit Zugang zum Dorfplatz zu positionieren. Mit dem Umzug in das zukünftige 
Gemeindehaus im attraktiven und lebhaften Dorfzentrum soll die Mediothek als Kulturplatz und 
öffentlicher Ort der Begegnung aufgewertet werden. Aktuell ist die Mediothek an einem priva-
ten Standort eingemietet. Mit dem Standortwechsel können des Weiteren die Abhängigkeit von 
Dritten bezüglich Betriebsstandort vermieden und Mietaufwendungen eingespart werden. 

Basierend auf den Erkenntnissen der Machbarkeitsstudien sowie der Zustandsanalyse ist der 
Gemeinderat zum Schluss gekommen, das Szenario «Neubau» weiterzuverfolgen. 

Bei einer Sanierung/Erweiterung müsste man, um die gewünschte und den heutigen Bedürfnis-
sen angepasste Funktionalität zu erreichen, das Gebäude aushöhlen und sämtliche technischen 
sowie sanitären Anlagen ersetzen. Man würde somit nur die sanierungsbedürftige Gebäude -
hülle stehen lassen können. Wie vorgängig beschrieben, sind beträchtliche Massnahmen nötig, 
um die gewünschte Funktionalität zu erreichen. Bezüglich Grundrisse der Räumlichkeiten müss-
ten zudem einige Kompromisse eingegangen werden. Die Mediothek etwa, welche beim Dorf-
platz positioniert sein soll, müsste man in die Mauern des bestehenden Gemeindehauses einbet-
ten. Dem gegenüber steht die Kostenschätzung, wonach die Kosten für das Szenario «Sanierung/ 
Erweiterung» gleich hoch sind wie für das Szenario «Neubau». Mit dem Abbruch des heutigen 
Gemeindehauses und des Pavillons mit anschliessendem Neubau gewinnt man grösstmögliche 
Flexibilität für die nächsten Planungsschritte für ein bedürfnisgerechtes, energieeffizientes und 
wirtschaftliches Gebäude. Das Ziel, ein zukunftsfähiges, langlebiges Gebäude für die nächsten 
Generationen zu errichten, kann mit einem Neubau besser erreicht werden. 

Um den Betrieb der Gemeindeverwaltung während der Bauphase sicherzustellen und auf sepa-
rate Provisorien verzichten zu können, ist die Realisierung in zwei Etappen vorgesehen. Konkret 
würden in einer ersten Etappe am Standort des heutigen Pavillons neue Räumlichkeiten für die 
Gemeindeverwaltung errichtet werden. Nach deren Fertigstellung ist der Umzug der Gemeinde-
verwaltung sowie der Abbruch des Gemeindehauses vorgesehen. Die zweite Etappe umfasst 
den Neubau im Bereich des heutigen Gemeindehauses, in welchem vorwiegend die Mediothek 
untergebracht sowie multifunktionale Räume errichtet werden sollen. Freiräume rund um die 
Neubauten sollen Reserveflächen für künftige Erweiterungen sichern.
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Ablauf der Planung 

In einem nächsten Schritt soll ein anonymer, selektiver Projektwettbewerb durchgeführt werden. 
Solche Wettbewerbe bilden eine bewährte und die generell zweckmässigste Beschaffungsform 
für Architektur- und Ingenieurleistungen. Bezugnehmend auf die SIA-Ordnung 142 eignen sie sich 
zur Ausarbeitung von Lösungen für Aufgabenstellungen, deren Rahmenbedingungen im Voraus 
genügend klar und abschliessend bestimmt werden können. Dieses Verfahren setzt zwingend vor -
aus, dass der Grundsatzentscheid bezüglich Abbruch oder Erhalt vorgängig gefällt wird. Ein Projekt -
pflichtenheft mit konkreten Angaben zur Aufgabenstellung für die Wett bewerbs- und Projektphase 
soll als Grundlage dienen. Die bereits vorhandenen Erkenntnisse und Rahmenbedingungen aus 
der Machbarkeitsstudie, den Bestandesaufnahmen, der Zustandsanalysen, dem Raumpro-
gramm, der Kostenschätzungen usw. werden sinngemäss in das Pflichtenheft miteinbezogen. 

Die Verfahrensbegleitung und die Durchführung eines Wettbewerbs erfordert die Freigabe eines 
Planungskredits durch die Gemeindeversammlung. Aus dem Projektwettbewerb wird ein Sieger-
projekt hervorgehen, für welches in der Folge Vorlagen für einen Projektierungskredit und einen 
Baukredit ausgearbeitet werden. Möglich ist, dass die Stimmberechtigten zuerst über den Pro-
jektierungskredit an der Gemeindeversammlung und erst dann an der Urne über den Baukredit 
abstimmen. Der Gemeinderat behält sich auch vor, den Projektierungs- und Baukredit gleich -
zeitig einer Urnenabstimmung zu unterbreiten. 
 
Kosten 

Die Machbarkeitsstudie enthält eine erste Abschätzung der zu erwartenden Kosten. Diese 
Kostengrobschätzung basiert auf den im Richtraumprogramm ermittelten Flächen und Volumen 
sowie auf Erfahrungen und Benchmarks der Basler & Hofmann AG als Verfasserin der Studie. 
Die ausgewiesenen Kosten beinhalten einen mittleren Baustandard, die Mehrwertsteuer von 
8.1%, eine Reserve von 10%, die anfallenden Honorare sowie Budgetpositionen für Schadstoffe 
und die vorgesehene Etappierung. Bei den ausgewiesenen Gesamtkosten von rund Fr. 22 Mio. 
wird derzeit von einer Genauigkeit von +/- 25% ausgegangen. 

Die Kosten für das Planungsverfahren, welches im Wesentlichen die Aufwendungen des Projekt-
wettbewerbs und der Bauherrenbegleitung umfasst, werden auf Fr. 460'000.– geschätzt.  
 
Finanzierung 

Das Projekt zur Erneuerung bzw. zum Ersatz des Gemeindehauses wurde im Finanz- und Aufgaben -
plan einer obersten Priorität zugeordnet. Basierend auf einer sorgfältig vorgenommenen Abwä-
gung und Prioritätensetzung anstehender Investitionen sowie auch unter Berücksichtigung der 
künftig erhöhten Beitragsleistungen an die Sportanlage Erlen geht der Gemeinderat derzeit davon 
aus, dass in den nächsten Jahren keine Erhöhung des Steuerfusses in Betracht gezogen werden muss. 

Die voraussichtlichen Bruttokosten des aktuell beantragten Planungskredits werden der Investi-
tionsrechnung, Konto Nr. 0291.5040.01, belastet. Mit dieser Kreditfreigabe fallen lediglich mar-
ginale Kapitalfolgekosten für die Verzinsung der notwendigen Fremdmittel mit einem Zinssatz von 
0.9% des Investitionsvolumens an. Abschreibungen werden erst nach Bauvollendung generiert. 
Die diesbezüglichen Kapitalfolgekosten werden mit dem Antrag für den Baukredit ausgewiesen. 
Des Weiteren löst der Planungskredit keine betrieblichen oder personellen Folgekosten aus. 
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Zeitplan 

Bezugnehmend auf den vorgängig dargestellten Ablauf erscheint die etappierte Inbetriebnahme 
des neuen Gemeindehauses in den Jahren 2031 und 2032 realistisch. Bei erfolgreicher Abwick-
lung des Projektwettbewerbs sollen den Stimmberechtigten möglicherweise im Frühjahr 2028 
konkretere Pläne präsentiert und nächste Kredittranchen beantragt werden. 

Der in der Machbarkeitsstudie dargelegte Zeitplan bedingt eine effiziente Koordination aller 
Beteiligten, die Zustimmung der Stimmberechtigten zu den notwendigen Krediten sowie das 
Ausbleiben von Beschwerde- und Rekursverfahren. 
 
Schlussbemerkungen 

Das in den 1950er-Jahren erstellte und in den 1980er-Jahren erweiterte Gemeindehaus Nieder-
hasli und der ursprünglich als Kindergarten genutzter Pavillon sind sanierungsbedürftig. Es 
bestehen funktionale Defizite auf verschiedenen Ebenen. Um auch in Zukunft den effizienten 
Dienstleistungsbetrieb von Behörden- und Verwaltung gewährleisten zu können, bedarf es  
eines Ausbaus bzw. einer Erneuerung des Gemeindehauses. Basierend auf der vorliegenden 
Machbarkeitsstudie mit Bestandesaufnahme und Zustandsanalyse sowie dem erarbeiteten 
Raumprogramm der Gemeindeverwaltung soll das Szenario «Ersatzneubau» im Rahmen eines 
Projektwettbewerbs konkretisiert werden. Des Weiteren umfasst das Projekt den Einbezug der 
Mediothek am Standort Dorfzentrum sowie den Neubau einer Unterniveaugarage. Der Gemein-
derat empfiehlt den Stimmberechtigten, den notwendigen Planungskredit für den Ausbau bzw. 
die Erneuerung des Gemeindehauses Niederhasli zu bewilligen.
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Änderungsantrag der Rechnungsprüfungskommission 

Die Rechnungsprüfungskommission hat das Geschäft gemäss Antrag und Weisung zuhanden der 
Gemeindeversammlung in der Fassung vom 29. September 2026 besprochen und aus finanz-
politischer Perspektive geprüft.  

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, Ziffer 2.1 des 
gemeinderätlichen Antrags wie folgt zu ändern:  

2.1 (geändert) 
Der Planungskredit im Rahmen von Fr. 460'000.– für den Ersatzneubau des Gemeindehauses 
wird genehmigt.  

Die Planung erfolgt auf Grundlage der Machbarkeitsstudie und Kostenberechnung vom 1. Juli 
2026, jedoch unter der verbindlichen Vorgabe, das Bauvorhaben zu redimensionieren und auf 
die Integration der Mediothek zu verzichten. Das Raumprogramm und das Gebäudevolumen 
sind entsprechend anzupassen. Dabei ist eine wirtschaftlich optimierte Lösung mit reduzierten 
Investitions- und Folgekosten anzustreben.  

2.2 (unverändert) 
Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug der Planung beauftragt.  
 
Begründung der Rechnungsprüfungskommission 

Die Rechnungsprüfungskommission anerkennt den Bedarf an einem zeitgemässen und funktio-
nalen Ersatzneubau des Gemeindehauses und unterstützt die Bereitstellung der dafür erforder-
lichen Planungsmittel. 

Sie beurteilt jedoch die vorgesehene Integration der Mediothek als zusätzliche Nutzung aus 
finanzpolitischer Sicht negativ.  

Für die Mediothek bestehen bereits angemietete Räumlichkeiten mit jährlichen Mietkosten von 
rund Fr. 60'000.–. Das Mietverhältnis ist derzeit ungekündigt. Ein zwingender Bedarf für die Ver-
lagerung der Mediothek in den Ersatzneubau ist aus Sicht der Rechnungsprüfungskommission 
nicht nachgewiesen. Ebenso liegt keine hinreichend belastbare Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
vor, welche die bestehende Mietlösung den zusätzlichen Investitions- und Folgekosten einer 
Integration der Mediothek gegenüberstellt.  

Die Rechnungsprüfungskommission erachtet es deshalb als finanzpolitisch angezeigt, den Ersatz -
neubau ohne Mediothek zu planen und das Bauvorhaben entsprechend zu redimensionieren.  

Die Höhe des Planungskredits von Fr. 460'000.– soll unverändert bleiben. Damit stehen für eine 
sorgfältige Überarbeitung und wirtschaftlich optimierte Planung ausreichend Mittel zur Verfügung.  

Die Rechnungsprüfungskommission empfiehlt der Gemeindeversammlung, dem Planungskredit 
von Fr. 460'000.– mit dem geänderten Planungsauftrag gemäss Ziffer 2.1 zuzustimmen.  
 
Rechnungsprüfungskommission Niederhasli 
19. Oktober 2026
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Traktandum 3 
Budget 2027 und Festsetzung Steuerfuss der politischen Gemeinde Niederhasli 
Genehmigung 
 
 
A) Bericht zum Budget 2027 

Das Budget 2027 der politischen Gemeinde weist bei einem unveränderten Steuerfuss von 88% 
in der Erfolgsrechnung mit einem Aufwand von Fr. 72.27 Mio. und einem Ertrag von Fr. 73.26 Mio. 
einen Ertragsüberschuss von Fr. 0.99 Mio. aus. Damit resultiert ein um Fr. 0.91 Mio. besseres 
Ergebnis als im Budget 2026. In der Investitionsrechnung des Verwaltungsvermögens ergeben 
sich bei Ausgaben von Fr. 6.45 Mio. und Einnahmen von Fr. 0.95 Mio. Nettoinvestitionen von  
Fr. 5.50 Mio., wovon Fr. 5.03 Mio. auf den Steuerhaushalt entfallen. Im Finanzvermögen werden 
keine Investitionen getätigt. 
 
Erfolgsrechnung 

Die Ertragsseite präsentiert sich erfreulich: Das stark steigende Kantonsmittel der Steuerkraft 
ergibt einen um Fr. 2.45 Mio. höher berechneten Ressourcenausgleich. Auch bei den allgemeinen 
Gemeindesteuern werden Mehrerträge von Fr. 0.62 Mio. erwartet. Ausserordentlich hohe Erträge 
von 10.00 Mio. werden bei den Grundstückgewinnsteuern budgetiert. Darin enthalten sind aus-
serordentliche Fälle von Fr. 3.50 Mio., die in die finanzpolitische Reserve eingelegt werden. Auf-
grund dieser guten Ertragslage können Mehrkosten bei der Pflegefinanzierung von Fr. 0.63 Mio., 
bei der Bildung von Fr. 0.50 Mio. und bei den allgemeinen Diensten von Fr. 0.41 Mio. verkraftet 
werden. 

Bei allen Gemeindewerken bleiben die Gebührentarife unverändert. Die Ertragsüberschüsse 
beim Wasserwerk von Fr. 0.22 Mio. (2026 Fr. 0.19 Mio.) und bei der Abwasserbeseitigung von 
Fr. 0.34 Mio. (2026 Fr. 0.33 Mio.) fallen leicht höher aus. Bei der Abfallwirtschaft resultiert 
wegen höherer Abfuhrkosten mit Fr. 0.12 Mio. (2026 Fr. 0.07 Mio.) ein höheres Defizit. 
 
Investitionsrechnung 

Das Investitionsvolumen des allgemeinen Haushalts ist mit Fr. 5.03 Mio. um Fr. 1.53 Mio. tiefer als 
im Vorjahr. Die grössten Investitionsvorhaben sind die Sanierung der Fassade und des Dachs (inklu -
sive PV-Anlage) des Werkgebäudes von Fr. 1.70 Mio., die Sanierung des Lernschwimmbeckens 
des Zentralschulhauses von Fr. 1.30 Mio. und der Projektkredit für den An- und Umbau des 
Gemeindehauses von Fr. 0.50 Mio. 

Beim Wasserwerk sind Investitionen von Fr. 0.91 Mio. für den Ersatz der Ringleitung Chutzen-
moos budgetiert. Die kleineren Investitionsvorhaben werden durch die Wasseranschlussgebühren 
von Fr. 0.40 Mio. finanziert. Bei der Abwasserbeseitigung führen Anschlussgebühren von  
Fr. 0.20 Mio. und die jährliche Amortisation des Darlehens des Zweckverbands ARA von Fr. 0.30 Mio. 
zu einem Einnahmenüberschuss von Fr. 0.43 Mio. Für die Abfallwirtschaft sind keine Investitio-
nen vorgesehen.
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B) Erläuterungen zur Erfolgsrechnung 

0 Allgemeine Verwaltung  
Mehraufwand netto Fr. 620'400 (Budget 2027: 3'835'300 / Budget 2026: 3'214'900) 
Die markantesten Mehrkosten ergeben sich beim Personalaufwand der allgemeinen Dienste. 
Daneben erhöht sich der Abschreibungsbedarf beim Werkgebäude wegen hohen Investitionen. 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 
Mehraufwand netto Fr. 200'200 (Budget 2027: 2'850'300 / Budget 2026: 2'650'100) 
Wegen steigender Fallkosten bei KESB und Erwachsenenschutz erhöht sich der Kostenanteil an 
den Zweckverband Sozialdienste markant. 

2 Bildung 
Mehraufwand netto Fr. 503'700 (Budget 2027: 20'196'400 / Budget 2026: 19'692'700) 
Während die Kosten der Schulliegenschaften insgesamt im Rahmen des Vorjahresbudgets blei-
ben, steigt der Nettoaufwand in den Bereichen Primarstufe 3–8 (Primarschule), Tagesbetreuung 
und Volksschule Sonstiges moderat an. 

3 Kultur, Sport und Freizeit 
Minderaufwand netto Fr. 157'900 (Budget 2027: 2'410'400 / Budget 2026: 2'568'300) 
Bei der Sportanlage Erlen AG wird mit Totalkosten im Rahmen des Jahres 2025 gerechnet, was 
ca. Fr. 0.12 Mio. tiefer als im Budget 2026 wäre. Eine Prognose ist aber aktuell schwierig, da die 
Modalitäten der Bilanzanpassung wegen Vermögensfähigkeit noch nicht festgelegt sind. 

4 Gesundheit 
Mehraufwand netto Fr. 709'900 (Budget 2027: 6'297'700 / Budget 2026: 5'587'800) 
Bei den Beiträgen an die Pflegefinanzierung von Heimen wird mit einem weiteren Anstieg um 
Fr. 0.71 Mio. gerechnet, während bei den Beiträgen an die ambulante Krankenpflege ein leichter 
Rückgang erwartet wird. 

5 Soziale Sicherheit 
Mehraufwand netto Fr. 80'900 (Budget 2027: 7'837'100 / Budget 2026: 7'756'200) 
Es werden praktisch unveränderte Gesamtkosten erwartet. 
 
6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
Minderaufwand netto Fr. 137'900 (Budget 2027: 1'820'100 / Budget 2026: 1'958'000) 
Hauptsächlich tiefere Planungs- und Unterhaltskosten führen bei den Gemeindestrassen zu 
einem Minderaufwand von Fr. 0.17 Mio. Bei den anderen Bereichen ergeben sich keine markan-
ten Abweichungen. 

7 Umweltschutz und Raumordnung  
Mehraufwand netto Fr. 204'900 (Budget 2027: 833'400 / Budget 2026: 628'500) 
Bei unveränderten Gebührentarifen werden beim Wasserwerk und bei der Abwasserbeseitigung 
etwas bessere Ergebnisse erwartet. Steigende Abfuhrkosten führen hingegen bei der Abfallwirt-
schaft zu einem höheren Defizit. 
Bei den steuerfinanzierten Bereichen sind um Fr. 0.20 Mio. höhere Planungskosten für eine Ent-
wicklungsstrategie in drei Gebieten budgetiert.
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Wasserwerk – Einlage in Spezialfinanzierung von Fr. 222'000 (2026 Fr. 188'300): 
Höhere Einlage in die Spezialfinanzierung Wasserwerk, hauptsächlich wegen tieferen Planungs-
kosten. 

Abwasserbeseitigung – Einlage in Spezialfinanzierung von Fr. 341'500 (2026 Fr. 333'900): 
Geringfügig höhere Einlage in die Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung bei praktisch unver-
ändertem Aufwand und Ertrag. 

Abfallwirtschaft – Entnahme aus Spezialfinanzierung von Fr. 123'400 (2026 Fr. 71'200): 
Höhere Entnahme aus der Spezialfinanzierung Abfallwirtschaft, hauptsächlich wegen steigen-
der Abfuhrkosten. 

8 Volkswirtschaft 
Minderertrag netto Fr. 78'200 (Budget 2027: 805'200 / Budget 2026: 883'400) 
Die einzige gewichtige Abweichung betrifft die um Fr. 0.10 Mio. höheren Nettokosten für den 
Unterhalt von Flurwegen und Drainagen. 

9 Finanzen und Steuern 
Mehrertrag netto Fr. 3'015'800 (Budget 2027: 46'268'300 / Budget 2026: 43'252'500) 
Es wird von folgenden Parametern ausgegangen: Steuerertrag 100% Fr. 23.20 Mio. (2026  
Fr. 22.50 Mio.), unveränderter Steuerfuss von 88%, Kantonsmittel der Steuerkraft von Fr. 4'700 
pro Einwohner (2026 Fr. 4'400). Dadurch ergeben sich Mehrerträge für ordentliche Steuern und 
Ressourcenausgleich von total Fr. 3.08 Mio. Der Ertrag der Grundstückgewinnsteuern wird 
wegen mehrerer ausserordentlicher Fällen auf Fr. 10.00 Mio. (2026 Fr. 6.50 Mio.) geschätzt. Die-
ser Mehrertrag von Fr. 3.50 Mio. wird in die finanzpolitische Reserve eingelegt. 
 
C) Erläuterungen zur Investitionsrechnung (Projekte über Fr. 200'000) 

   Fr.    500'000     Projekt An- und Umbau Gemeindehaus, separate Kreditbewilligung  
                            durch Gemeindeversammlung, Budget 2026 wird nicht ausgeschöpft 

   Fr. 1'700'000     Werkgebäude, Sanierung Fassade und Dach inklusive PV-Anlage,  
                            separate Kreditbewilligung durch Gemeindeversammlung 

   Fr. 1'300'000     Zentralschulhaus, Sanierung Lernschwimmbecken notwendig,  
                            da sich Platten grossflächig ablösen 

   Fr.    240'000     Sanierung Hofstetterstrasse, Restkosten 2027 

   Fr.    220'000     Querverbindung Seestrasse–Griessweg, kommunale Anpassungen  
                            zu Kantonsprojekt 

   Fr.    910'000     Ringleitung Abschnitt Chutzenmoos, 2026 nur Projektkosten,  
                            Ausführung 2027 

-  Fr.    400'000     Wasseranschlussgebühren, geschätzt gemäss Einnahmen Vorjahre 

-  Fr.    300'000     Teilrückzahlung Darlehen ARA Fischbach
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Antrag der Rechnungsprüfungskommission 
 
Antrag zum Budget 

Die Rechnungsprüfungskommission hat das Budget 2027 der politischen Gemeinde Niederhasli 
in der vom Gemeinderat beschlossenen Fassung vom 15. September 2026 geprüft. 

Die Rechnungsprüfungskommission stellt fest, dass das Budget der politischen Gemeinde Nieder -
hasli finanzrechtlich zulässig, rechnerisch richtig und finanziell angemessen ist. Die finanzpoliti-
sche Prüfung des Budgets gibt zu keinen Bemerkungen Anlass. Die Regelungen zum Haushalts-
gleichgewicht sind eingehalten.  

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, das Budget 2027 der 
politischen Gemeinde Niederhasli entsprechend dem Antrag des Gemeinderats zu genehmigen. 
 
Antrag zum Steuerfuss 

Der Ertragsüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss zugewiesen.  

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, den Steuerfuss für 
das Jahr 2027 gemäss Antrag des Gemeinderats auf 88% (Vorjahr 88%) des einfachen Gemein-
desteuerertrags festzusetzen. 
 
Rechnungsprüfungskommission Niederhasli 
19. Oktober 2026


